Veganz

Veganz Group AG
Berlin / Deutschland

Bekanntmachung iiber die Beschlussfassung im Rahmen der zweiten Glaubigerversammlung
gemaR § 17 Abs. 1 Satz 1 SchVG

an die Glaubiger

der EUR 10.000.000 7,5% Schuldverschreibungen 2020/2025
(ISIN: DE000A254NF5 und WKN: A254NF)

Die Veganz Group AG, eine nach deutschem Recht gegriindete Aktiengesellschaft mit Sitz in Berlin,
Deutschland, eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichts Charlottenburg unter der
Handelsregisternummer HRB 219813 B, geschaftsansassig An den Kiefern 7, 14974 Ludwigsfelde,
Deutschland gibt hiermit bekannt, dass die Glaubiger der EUR 10.000.000 7,5%
Schuldverschreibungen 2020/2025 (ISIN: DEOO0OA254NF5 und WKN: A254NF) im Rahmen einer
zweiten Glaubigerversammlung am 17. Dezember 2024 gemaf § 18 SchVG i.V.m. § 15 Abs. 3 Satz
2 SchVG auf Grundlage der am 27. November 2024 im Bundesanzeiger verdffentlichten Einladung
mitsamt Tagesordnung sowie der am 2. Dezember 2024 auf der Website der Emittentin
veroffentlichten Gegenantrage der SDK zu den Beschlussvorschlagen der Emittentin mit einer
Prasenz von mindestens 25% der ausstehenden Schuldverschreibungen) teilgenommen und mit den
Erforderlichen Stimmen die nachfolgend aufgefiihrten Beschlisse gefasst haben.

In der Einladung zur zweiten Glaubigerversammlung definierte Begriffe haben dieselbe Bedeutung,

wenn sie in dieser Bekanntmachung verwendet werden, es sei denn, sie haben in der
Bekanntmachung eine andere Bedeutung zugewiesen bekommen.

1, ZU BESCHLUSSGEGENSTAND | - ANDERUNG DER ANLEIHEBEDINGUNGEN
(FALLIGKEITSTAG) [ZIFFER 2.1]

Die Anleiheglaubiger haben den Gegenantrag der SDK wie am 2. Dezember 2024 auf der Website
der Emittentin verdffentlicht mit 2498 JA-Stimmen und 0 NEIN-Stimmen angenommen.

Die Glaubiger erteilen damit ihre Zustimmung zur Anderung der Anleihebedingungen (Falligkeitstag)
wie in dem auf der Website der Emittentin veroffentlichten Schreiben der SDK zu
Beschlussgegenstand I. Im Einzelnen:

§ 4 (a) der Anleihebedingungen wird wie folgt gedndert:

.8 4 Félligkeit, Riickzahlung, vorzeitige Riickzahlung aus steuerlichen Griinden, nach Wahl der
Emittentin sowie nach Wahl der Anleiheglaubiger bei einem Kontrollwechsel sowie Riickruf

(a) Die Schuldverschreibungen werden am 24. Februar 2030 (der ,Félligkeitstermin®) zum
Nennbetrag zurlickgezahlt (der ,Riickzahlungsbetrag®). Eine vorzeitige Rickzahlung findet auRer in

den nachstehend genannten Fallen nicht statt.

Unbeschadet einer vorzeitigen Riickzahlung nach Wahl der Emittentin nach § 4 Absatz (c) verpflichtet
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sich die Emittentin zu den folgenden festgelegten Terminen (jeweils ein ,Teilriickzahlungstag®)
Teilrlickzahlungen wie folgt zu leisten:

(i) Zum 24. Februar 2026, 5% des urspriinglichen Nennbetrags in Hohe von EUR 1.000,00 auf
jede ausstehende Schuldverschreibung.
(ii) Zum 24. Februar 2027, 5% des urspriinglichen Nennbetrags in H6he von EUR 1.000,00 auf
jede ausstehende Schuldverschreibung.
(i)  Zum 24. Februar 2028, 5% des urspringlichen Nennbetrags in H6he von EUR 1.000,00 auf
jede ausstehende Schuldverschreibung.
(iv)  Zum 24. Februar 2029, 5% des urspriinglichen Nennbetrags in H6he von EUR 1.000,00 auf
jede ausstehende Schuldverschreibung

In Hbhe der jeweils gezahlten Teilrickzahlungsbetrage verringert sich der Nennbetrag jeder
Schuldverschreibung.

Ein Verstol3 gegen die Verpflichtungen aus diesem § 4 (a) flihrt zu einem Kiindigungsrecht der
Anleiheglaubiger entsprechend § 7 (a).”

2. ZU BESCHLUSSGEGENSTAND Il - ANDERUNG DER ANLEIHEBEDINGUNGEN
(VERZINSUNG) [ZIFFER 2.2]

Die Glaubiger haben den Gegenantrag der SDK wie am 2. Dezember 2024 auf der Website der
Emittentin veroffentlicht mit 2687 JA-Stimmen und 3 NEIN-Stimmen angenommen.

Die Glaubiger erteilen damit ihre Zustimmung zur Anderung der Anleihebedingungen (Verzinsung) wie
in dem auf der Website der Emittentin veréffentlichten Schreiben der SDK zu Beschlussgegenstand
II. Im Einzelnen:

§ 3 (a) der Anleihebedingungen wird wie folgt gedndert:
,8 3 Verzinsung

(a) Die Schuldverschreibungen werden ab dem 24. Februar 2020 (einschlieRlich) (der
,Begebungstag®) bezogen auf ihren Nennbetrag mit 7,5% jahrlich (,Barzins®) verzinst. Die Barzinsen
sind jahrlich nachtraglich jeweils am 24. Februar eines jeden Jahres (jeweils ein ,Zinszahlungstag®
und der Zeitraum ab dem Begebungstag (einschliel3lich) bis zum ersten Zinszahlungstag
(ausschlieBlich) und danach von jedem Zinszahlungstag (einschlie3lich) bis zum nachstfolgenden
Zinszahlungstag (ausschlieBlich) jeweils eine ,Zinsperiode®) zahlbar. Die erste Zinszahlung ist am
24. Februar 2021 fallig.

Die am 24. Februar 2025 fallige Zinszahlung wird zinsfrei gestundet bis zum Falligkeitstermin und ist
am Falligkeitstermin zahlbar. Abweichend davon wird, fur den Fall der vorzeitigen Rickzahlung der
Schuldverschreibungen nach § 4(b) oder § 4(c) der Anleihebedingungen, die am 24. Februar 2025
fallige Zinszahlung zum Wahl-Rickzahlungstag nach § 4 (b) oder § 4 (c) der Anleihebedingungen
fallig.

Ab dem 24. Februar 2025 (einschlief3lich) werden die Schuldverschreibungen bezogen auf ihren
Nennbetrag dartber hinaus wie folgt mit einem unbaren Zins (,PIK-Zins“) in Abhangigkeit der
Marktkapitalisierung der Aktien der Veganz Group AG (WKN: A3E5ED / ISIN: DEOOOA3E5ED2) zum
Falligkeitstag verzinst:

(i) Sofern die Marktkapitalisierung der Aktien der Veganz Group AG zum Falligkeitstag unter 40
Mio. Euro betragt, erfolgt keine unbare Verzinsung.

(ii) Sofern die Marktkapitalisierung der Aktien der Veganz Group AG zum Falligkeitstag zwischen
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40 Mio. Euro aber unter 50 Mio. liegt, betragt die zusatzliche unbare Verzinsung 1,00 % p.a. auf den
jeweils in der Zinsperiode ausstehenden Nennwert.

(i)  Sofern die Marktkapitalisierung der Aktien der Veganz Group AG zwischen 50 Mio. Euro aber
unter 60 Mio. liegt, betragt die zusatzliche unbare Verzinsung 1,50 % p.a. auf den jeweils in der
Zinsperiode ausstehenden Nennwert.

(iv)  Sofern die Marktkapitalisierung der Aktien der Veganz Group AG zum Falligkeitstag zwischen
60 Mio. Euro aber unter 70 Mio. liegt, betragt die zuséatzliche unbare Verzinsung 2,00 % p.a. auf den
jeweils in der Zinsperiode ausstehenden Nennwert.

(v) Sofern die Marktkapitalisierung der Aktien der Veganz Group AG zum Falligkeitstag zwischen
70 Mio. Euro aber unter 80 Mio. liegt, betragt die zusatzliche unbare Verzinsung 2,50 % p.a. auf den
jeweils in der Zinsperiode ausstehenden Nennwert.

(vi)  Sofern die Marktkapitalisierung der Aktien der Veganz Group AG zum Falligkeitstag zwischen
80 Mio. Euro aber unter 90 Mio. liegt, betragt die zusatzliche unbare Verzinsung 3,00 % p.a. auf den
jeweils in der Zinsperiode ausstehenden Nennwert.

(vii)  Sofern die Marktkapitalisierung der Aktien der Veganz Group AG zum Falligkeitstag zwischen
90 Mio. Euro aber unter 100 Mio. liegt, betragt die zusatzliche unbare Verzinsung 3,50 % p.a. auf den
jeweils in der Zinsperiode ausstehenden Nennwert.

(viii)  Sofern die Marktkapitalisierung der Aktien der Veganz Group AG zum Falligkeitstag zwischen
100 Mio. Euro aber unter 125 Mio. liegt, betragt die zusatzliche unbare Verzinsung 4,50 % p.a. auf
den jeweils in der Zinsperiode ausstehenden Nennwert.

(ix)  Sofern die Marktkapitalisierung der Aktien der Veganz Group AG zum Falligkeitstag zwischen
125 Mio. Euro aber unter 150 Mio. liegt, betragt die zusatzliche unbare Verzinsung 5,50 % p.a. auf
den jeweils in der Zinsperiode ausstehenden Nennwert.

(x) Sofern die Marktkapitalisierung der Aktien der Veganz Group AG zum Falligkeitstag zwischen
150 Mio. Euro aber unter 175 Mio. liegt, betragt die zusatzliche unbare Verzinsung 6,50 % p.a. auf
den jeweils in der Zinsperiode ausstehenden Nennwert.

(xi)  Sofern die Marktkapitalisierung der Aktien der Veganz Group AG zum Falligkeitstag zwischen
175 Mio. Euro aber unter 200 Mio. liegt, betragt die zusatzliche unbare Verzinsung 7,50 % p.a. auf
den jeweils in der Zinsperiode ausstehenden Nennwert.

(xii)  Sofern die Marktkapitalisierung der Aktien der Veganz Group AG zum Falligkeitstag zwischen
200 Mio. Euro aber unter 250 Mio. liegt, betragt die zusatzliche unbare Verzinsung 10,00 % p.a. auf
den jeweils in der Zinsperiode ausstehenden Nennwert.

(xiii)  Sofern die Marktkapitalisierung der Aktien der Veganz Group AG zum Falligkeitstag zwischen
250 Mio. Euro aber unter 300 Mio. liegt, betragt die zusatzliche unbare Verzinsung 12,50 % p.a. auf
den jeweils in der Zinsperiode ausstehenden Nennwert.

(xiv)  Ab einer Marktkapitalisierung der Aktien der Veganz Group AG zum Falligkeitstag von 300 Mio.
Euro betragt die zusatzliche unbare Verzinsung 15 % p.a. auf den jeweils in der Zinsperiode
ausstehenden Nennwert.

Die Marktkapitalisierung zum Falligkeitstag wird anhand des durchschnittlichen volumengewichteten
Bdrsenkurses der Aktien der Veganz Group AG an der umsatzstarksten Borse in den 30 Tagen vor
dem Falligkeitstag berechnet; im Falle der vorzeitigen Rlckzahlung nach § 4(c) der
Anleihebedingungen wird der PIK-Zins zum Wabhlriickzahlungstag anhand des durchschnittlichen
volumengewichteten Borsenkurses der Aktien der Veganz Group AG an der umsatzstarksten Borse
in den 30 Tagen vor dem Wahlriickzahlungstag berechnet. Sollte die Aktie der Veganz AG nicht mehr
an einer Borse notiert sein, und auch keine alternative Freiverkehrsnotierung zum Falligkeitstag mehr
vorhanden sein, zum Beispiel aufgrund einer Ubernahme, wird der hdchst mégliche PIK-Zins unter
(3(a) (xiv)) fallig. Fur den Fall einer vorzeitigen Rickzahlung der Anleihe gem. § 4(b) wird ebenfalls
der héchst moégliche PIK-Zins unter (3(a) (xiv)) zum Rickzahlungstag fallig.”
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3. ZU BESCHLUSSGEGENSTAND Il - ANDERUNG DER ANLEIHEBEDINGUNGEN
(WAHLRUCKZAHLUNGSBETRAG) [ZIFFER 2.3]

Die Glaubiger haben den Gegenantrag der SDK wie am 2. Dezember 2024 auf der Website der
Emittentin veroffentlicht mit 2788 JA-Stimmen und 3 NEIN-Stimmen angenommen.

Die Glaubiger erteilen damit ihre Zustimmung zur Anderung der Anleihebedingungen
(Wahlriickzahlungsbetrag) wie in dem auf der Website der Emittentin veréffentlichten Schreiben der

SDK zu Beschlussgegenstand Ill. Im Einzelnen:

a) Die Tabelle in § 4 (c) Absatz 1 der Anleihebedingungen wird wie folgt geandert:

Wahl- Wabhlriick- Call Redemption | Call Redemption
riickzahlungsjahr | zahlungsbetrag Year Amount

(Call)
24. Februar 2023 102,0 % des 24 February 2023 102.0 % of the
(einschlieBlich) bis | Nennbetrags (inclusive) to 24 Principal Amount
24. Februar 2024 February 2024
(ausschlieBlich) (exclusive)
24. Februar 2024 101,0 % des 24 February 2024 101.0 % of the
(einschlieBlich) bis | Nennbetrags (inclusive) to 24 Principal Amount
24. Februar 2025 February 2025
(ausschlieBlich) (exclusive)
Ab 24. Februar 100,0 % des As from 24 100.0 % of the
2025 Nennbetrags February 2025 Principal Amount
(einschlief3lich) (inclusive)

Ab 24. Februar 2025 betrdgt der Wahlrickzahlungsbetrag 100% des Nennbetrags zuziglich
aufgelaufener und nicht bezahlter Zinsen sowie des PIK-Zinses nach der Staffel der
Marktkapitalisierung nach § 3(a) der Anleihebedingungen (vgl. Gegenantrag zur Beschlussvorlage der
Emittentin unter Ziffer 1l. 2.2) zum Zeitpunkt des Wahl-Rickzahlungstages;

b) § 4 (d) der Anleihebedingungen wird ersatzlos gestrichen.
c) Derjetzige § 4(e) wird zu § 4 (d).
4. ZU BESCHLUSSGEGENSTAND IV - ANDERUNG DER ANLEIHEBEDINGUNGEN
(AUSSCHUTTUNGEN) [ZIFFER 2.4]

Die Glaubiger haben den Gegenantrag der SDK wie am 2. Dezember 2024 auf der Website der
Emittentin verdffentlicht mit 2790 JA-Stimmen und 1 NEIN-Stimme angenommen.

Die Glaubiger erteilen damit ihre Zustimmung zur Anderung der Anleihebedingungen
(Ausschuttungen) wie in dem auf der Website der Emittentin verdffentlichten Schreiben der SDK zu
Beschlussgegenstand IV. Im Einzelnen:

§ 8 (b) der Anleihebedingungen wird wie folgt gedndert:
“(b) Keine Ausschiittungen an Gesellschafter. Die Emittentin verpflichtet sich ferner, wahrend

der Laufzeit der Schuldverschreibungen keine Ausschittungen (wie nachstehend definiert)
vorzunehmen.

»JAusschiittung” ist jede Zahlung einer Dividende oder sonstige Verteilung von Gewinnanteilen an
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Aktiondre sowie jegliche Zahlung auf und im Zusammenhang mit Darlehensforderungen eines
Gesellschafters oder aus und im Zusammenhang mit Forderungen aus Rechtshandlungen, die einem
Gesellschafterdarlehen wirtschaftlich im Sinne des § 39 Abs.1 Nr.5 InsO entsprechen gleichgliltig ob
es sich um Zahlungen auf die Hauptforderung oder um Zahlungen auf Nebenforderungen,
insbesondere Zinsen handelt. Die Privilegierung des § 39 Abs.5 InsO wird ausgeschlossen.”

5. ZU BESCHLUSSGEGENSTAND V - ANDERUNG DER ANLEIHEBEDINGUNGEN
(AUFSTOCKUNG) [ZIFFER 2.5]

Die Glaubiger haben den Gegenantrag der SDK wie am 2. Dezember 2024 auf der Website der
Emittentin verdffentlicht mit 2791 JA-Stimmen und 0 NEIN-Stimmen angenommen.

Die Glaubiger erteilen damit ihre Zustimmung zur Anderung der Anleihebedingungen (Aufstockung)
wie in dem auf der Website der Emittentin verdffentlichten Schreiben der SDK zu
Beschlussgegenstand V. Im Einzelnen:

§ 11 Abs. 1 S. 1 der Anleihebedingungen wird wie folgt gedndert:
.8 11 Begebung weiterer Schuldverschreibungen

Die Emittentin behalt sich das Recht vor, jederzeit ohne Zustimmung der Anleiheglaubiger weitere
Schuldverschreibungen mit im wesentlichen gleicher Ausstattung wie die Schuldverschreibungen
(gegebenenfalls mit Ausnahme des Begebungstages, des Verzinsungsbeginns und/oder des
Ausgabepreises) in der Weise zu begeben, dass sie mit den Schuldverschreibungen zu einer
einheitlichen Serie von Schuldverschreibungen konsolidiert werden kénnen und ihren
Gesamtnennbetrag erhéhen, soweit die Begebung nicht gegen Sacheinlage in Form der Abtretung
von Ansprichen und Forderungen aus und im Zusammenhang mit Gesellschafterdarlehen gegen die
Emittentin oder Forderungen aus und im Zusammenhang mit Rechtshandlungen, die einem solchen
Darlehen wirtschaftlich entsprechen im Sinne von § 39 Abs. 1 Nr. 5 InsO erfolgt (,Aufstockung®). Die
Privilegierung des § 39 Abs. 5 InsO wird ausgeschlossen.”

6. BESCHLUSSGEGENSTANDVI - ANDERUNG DER ANLEIHEBEDINGUNGEN
(NEGATIVVERPFLICHTUNG) [ZIFFER 2.6]

Die Glaubiger haben den Beschlussantrag der Emittentin verdffentlicht in der Einladung vom 27.
November 2024 mit 2788 JA-Stimmen und 1 NEIN-Stimme angenommen.

Die Glaubiger erteilen damit ihre Zustimmung zur Anderung der Anleihebedingungen
(Negativverpflichtung) wie in dem auf der Website der Emittentin veréffentlichten Einladung zur
zweiten Glaubigerabstimmung zu Beschlussgegenstand VI. Im Einzelnen:

In § 2 (b) Abs. 1 der Anleihebedingungen wird der letzte Satz ,Diese Verpflichtung gilt jedoch nicht®
ersatzlos gestrichen.

Ferner wird § 2 (b) Abs. 2 Unterabsatz (iii) der Anleihebedingungen ersatzlos gestrichen, der aktuell
wie folgt lautet:

,(iii) Sicherheiten, die von einer Tochtergesellschaft (wie nachstehend definiert) der Emittentin an
Forderungen bestellt werden, die ihr aufgrund der Weiterleitung von aus dem Verkauf von
Kapitalmarktverbindlichkeiten erzielten Erlésen gegen die Emittentin zustehen, sofern solche
Sicherheiten der Besicherung von Verpflichtungen aus den jeweiligen Kapitalmarktverbindlichkeiten
(wie nachstehend definiert) der betreffenden Tochtergesellschaft dienen.”
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7. ZU BESCHLUSSGEGENSTAND VII - BESTELLUNG EINES GEMEINSAMEN
VERTRETERS [ZIFFER 2.7]

Die Glaubiger haben den Gegenantrag der SDK wie am 2. Dezember 2024 auf der Website der
Emittentin veroffentlicht mit 2788 JA-Stimmen und 3 NEIN-Stimmen angenommen.

Die Glaubiger erteilen damit ihre Zustimmung zur Bestellung von Herrn Dr. Marc Liebscher als
Gemeinsamen Vertreter der Anleiheglaubiger wie in dem auf der Website der Emittentin
veroffentlichten Schreiben der SDK zu Beschlussgegenstand VII. Im Einzelnen:

»Herr Dr. Marc Liebscher, c/o Dr. Spath & Partner Rechtsanwalte Partnerschaft mbB, Kurfiirstendamm
102, 10711 Berlin (liebscher@drspaeth.com), wird zum gemeinsamen Vertreter aller Anleiheglaubiger
bestellt (der ,Gemeinsame Vertreter®). Der Gemeinsame Vertreter hat die Aufgaben und Befugnisse,
welche ihm durch Gesetz oder von den Anleiheglaubigern durch Mehrheitsbeschluss eingeraumt
wurden. Er hat die Weisungen der Anleiheglaubiger zu befolgen. Soweit er zur Geltendmachung von
Rechten der Anleiheglaubiger ermachtigt ist, sind die einzelnen Glaubiger zur selbstédndigen
Geltendmachung dieser Rechte nicht befugt, es sei denn, der Mehrheitsbeschluss sieht dies
ausdriicklich vor. Uber seine Tatigkeit hat der Gemeinsame Vertreter den Anleiheglaubigern zu
berichten.

Der Gemeinsame Vertreter erhadlt eine angemessene Verglitung. sowie den Ersatz fir die
entstehenden Kosten und Aufwendungen nach § 7 Abs. 6 SchVG von der Emittentin. Zu den Kosten
und Aufwendungen zahlen auch die angemessenen Kosten fur eine eventuelle, aus Sicht des
Gemeinsamen Vertreters zur Wahrnehmung seiner Rechte sinnvoll gebotene Beauftragung externer
Berater, insbesondere Finanzberater, Rechtsanwalte, Wirtschaftsprifer, Steuerberater, Gutachter
oder andere professionelle Berater oder Experten. Der Gemeinsame Vertreter darf auf den Rat oder
die Dienstleistungen der professionellen Berater oder Experten vertrauen. Die nach dieser
Beschlussfassung geschuldeten Betrdge (insbesondere Kosten und Aufwendungen sowie die
Vergltung des gemeinsamen Vertreters) sind nach ordnungsgemafier Rechnungsstellung fallig. Der
Gemeinsame Vertreter ist berechtigt, der Emittentin gegeniiber Vorschussrechnungen zu fakturieren.

Der gemeinsame Vertreter ist ermachtigt, die angemessene Vergitung nebst Kosten und
Aufwendungen des gemeinsamen Vertreters fur Tatigkeiten des gemeinsamen Vertreters im
eroffneten Insolvenzverfahren aus Betrdgen einzubehalten, die von einem etwaigen
Insolvenzverwalter oder sonstigen Dritten zum Zwecke der Zahlung an die Anleihegldubiger an den
gemeinsamen Vertreter geleistet werden. Das Recht zur Einbehaltung fur die Vergutung des
gemeinsamen Vertreters im Insolvenzverfahren ist jedoch auf 25% der zum Zwecke der Zahlung an
die Anleihegldubiger geleisteten Betrdge des Insolvenzverwalters oder Dritter beschrankt. Eine
Nachschusspflicht der Anleihegldubiger besteht nicht. Das Recht zum Einbehalt aus den Betragen,
die dem gemeinsamen Vertreter vom Insolvenzverwalter oder Dritten zum Zwecke der Zahlung an die
Anleiheglaubiger geleistet werden, besteht nicht, wenn und soweit der gemeinsame Vertreter mit dem
Insolvenzverwalter eine Vereinbarung abschlief3t, wonach die angemessene Vergitung nebst Kosten
und Aufwendungen eine Masseverbindlichkeit begriinden.

Der Gemeinsame Vertreter ist dartiber hinaus berechtigt, fur seine Tatigkeit als gemeinsamer Vertreter
eine Vermdgensschadenshaftpflicht mit einer angemessenen Versicherungssumme abzuschlieen.
Die Kosten flir diese Vermogensschadenspflichtversicherung sind nach Vorlage einer priffahigen
Rechnung durch den gemeinsamen Vertreter nach Wahl des gemeinsamen Vertreters durch die
Gesellschaft direkt an die Versicherung oder an den gemeinsamen Vertreter zu erstatten; bei Zahlung
an den gemeinsamen Vertreter durch die Gesellschaft hat der gemeinsame Vertreter auf Wunsch der
Gesellschaft nachzuweisen, dass der far den Abschluss einer
Vermdgenschadenhaftpflichtversicherung  zur  Verfiigung  gestellte  Betrag flir  eine
Vermdgenschadenhaftpflichtversicherung verwendet worden ist.

Der Gemeinsame Vertreter wird von der Beschrankung des § 181 BGB (und vergleichbaren
Regelungen auslandischen Rechts) befreit.
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Der Gemeinsame Vertreter haftet den Anleiheglaubigern als Gesamtglaubiger fir die
ordnungsgemale Erfillung seiner Aufgaben; bei seiner Tatigkeit hat er die Sorgfalt eines ordentlichen
und gewissenhaften Kaufmanns anzuwenden. Eine Pflichtverletzung liegt insbesondere dann nicht
vor, wenn der Gemeinsame Vertreter bei einer unternehmerischen Entscheidung verninftigerweise
annehmen durfte, auf der Grundlage angemessener Information zum Wohle der Anleiheglaubiger zu
handeln.

Den Gemeinsamen Vertreter trifft keine Beweislastumkehr analog § 93 Abs. 2 S. 2 Aktiengesetz (und
vergleichbaren Regelungen auslandischen Rechts).

Die Haftung des Gemeinsamen Vertreters ist auf eine Hochstsummer von EUR 1 Mio. (eine Million),
das Vierfache der Mindestversicherungssumme, begrenzt, es sei denn, er hat nicht nur einfach
fahrlassig gehandelt. Uber die Geltendmachung etwaiger Ersatzanspriiche gegen den Gemeinsamen
Vertreter entscheiden die Anleiheglaubiger durch Mehrheitsbeschluss.*

8. ZU BESCHLUSSGEGENSTAND VII - BESONDERE ERMACHTIGUNG DES
GEMEINSAMEN VERTRETERS [ZIFFER 2.8]

Die Glaubiger haben den Gegenantrag der SDK wie am 2. Dezember 2024 auf der Website der
Emittentin verdffentlicht mit 2788 JA-Stimmen und 3 NEIN-Stimme angenommen.

Die Glaubiger erteilen damit ihre Zustimmung zur Besonderen Ermachtigung des Gemeinsamen
Vertreters der Anleiheglaubiger wie in dem auf der Website der Emittentin verdffentlichten Schreiben
der SDK zu Beschlussgegenstand VIII. Im Einzelnen:

,Der Gemeinsame Vertreter wird ermachtigt und bevollmachtigt:

(i) Ausschlieflich die Kiindigungsrechte der Glaubiger aufgrund eines Zahlungsverzugs nach
eigenem Ermessen zeitlich befristet bis zum 30. Juni 2025 auszuiben;

(i) Ausschlief3lich den Verzicht auf die Ausliibung von Kiindigungsrechten der Glaubiger
aufgrund eines Zahlungsverzugs nach eigenem Ermessen zeitlich befristet bis zum 30. Juni
2025 zu erklaren, soweit der Kiindigungsgrund aus Umstanden herrlhrt, die auch zu dieser
Aufforderung zur Stimmabgabe gefiihrt haben;

(iii) Ausschlief3lich die Stundung von Anspriichen der Glaubiger gegen die Emittentin aus oder im
Zusammenhang mit den Schuldverschreibungen zu erklaren, zeitlich befristet bis zum 30.
Juni 2025.

Die Glaubiger sind im Zusammenhang mit den vorgenannten Erméachtigungen und

Bevollmachtigungen des gemeinsamen Vertreters zur selbstandigen Geltendmachung ihrer Rechte
nicht befugt.”

23. Dezember 2024
Veganz Group AG
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	3. Zu Beschlussgegenstand III – Änderung der Anleihebedingungen (Wahlrückzahlungsbetrag) [ZiffEr 2.3]
	4. Zu Beschlussgegenstand IV – Änderung der Anleihebedingungen (Ausschüttungen) [ZiffEr 2.4]
	5. Zu Beschlussgegenstand V – Änderung der Anleihebedingungen (Aufstockung) [ZiffEr 2.5]
	6. Beschlussgegenstand VI – Änderung der Anleihebedingungen (Negativverpflichtung) [ZiffEr 2.6]
	7. Zu Beschlussgegenstand VII – Bestellung eines Gemeinsamen Vertreters [ZiffEr 2.7]
	8. Zu Beschlussgegenstand VIII – Besondere Ermächtigung des Gemeinsamen Vertreters [ZiffEr 2.8]
	(i) Ausschließlich die Kündigungsrechte der Gläubiger aufgrund eines Zahlungsverzugs nach eigenem Ermessen zeitlich befristet bis zum 30. Juni 2025 auszuüben;
	(ii) Ausschließlich den Verzicht auf die Ausübung von Kündigungsrechten der Gläubiger aufgrund eines Zahlungsverzugs nach eigenem Ermessen zeitlich befristet bis zum 30. Juni 2025 zu erklären, soweit der Kündigungsgrund aus Umständen herrührt, die auc...
	(iii) Ausschließlich die Stundung von Ansprüchen der Gläubiger gegen die Emittentin aus oder im Zusammenhang mit den Schuldverschreibungen zu erklären, zeitlich befristet bis zum 30. Juni 2025.


